
BULLETIN 
DER 

BUNDESREGIERUNG 
Nr. 44-1 vom 7. Mai 2026 

Rede der Bundesministerin für Arbeit und Soziales,  
Bärbel Bas, 
 
zur Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes 
vor dem Deutschen Bundestag 
am 7. Mai 2026 in Berlin:   

Sehr geehrte Frau Präsidentin!  

Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

In Deutschland leben 13 Millionen Menschen mit einer anerkannten Behinderung oder 

Beeinträchtigung. Das ist gut jeder sechste Mensch in unserem Land. Die meisten 

Behinderungen treten im Laufe eines Lebens auf, durch Krankheit oder durch Unfall. 

Das Thema Behinderung kann also jede und jeden von uns treffen. 

Menschen mit Behinderungen stoßen im Alltag auf zahlreiche Barrieren: weil der Fri-

seur nur über eine Treppe erreichbar ist, weil Regale im Supermarkt zu hoch hängen 

oder weil das Wartezimmer beim Arzt zu eng und zu voll ist für psychisch belastete 

Menschen. Für Behörden des Bundes gilt schon seit über 20 Jahren: Jede Benachtei-

ligung ist verboten. Für Unternehmen, für den privaten Sektor, aber gilt das bisher 

nicht. Das steht nicht nur im Widerspruch zur UN-Behindertenrechtskonvention, son-

dern ist auch unwürdig in einem wirtschaftlich starken und demokratischen Land wie 

Deutschland.  

Deshalb bin ich sehr froh, dass wir heute hier im Deutschen Bundestag in erster Le-

sung die Reform des Behindertengleichstellungsgesetzes beraten. Endlich! Viele Men-

schen mit Behinderungen warten auf diese Verbesserung für ihren Alltag. Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, ja, persönlich hätte ich mir mehr gewünscht. Trotzdem haben wir 
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wichtige Schritte getan. Menschen mit Behinderungen bekommen jetzt einen An-

spruch auf sogenannte angemessene Vorkehrungen. Das bedeutet beispielsweise, 

dass der genannte Friseurladen eine mobile Rampe zur Verfügung stellen oder eine 

andere praktikable Lösung anbieten muss. Es geht darum, Barrieren zu überwinden 

und Teilhabe zu ermöglichen, ohne die Unternehmen zu überfordern. Deshalb gibt es 

auch keine neue Bürokratie, etwa in Form von Berichtspflichten. 

Auch im öffentlichen Bereich wollen wir weiter vorankommen, zum Beispiel bei den 

Behörden. Der Umgang mit Behörden ist vor allem für Menschen mit einer kognitiven 

oder seelischen Behinderung oft eine große Herausforderung. Sie haben künftig das 

Recht, dass man ihnen dort Nachfragen in einfacher und verständlicher Sprache er-

läutert. Auf dieses Recht müssen die Behörden übrigens auch hinweisen, sofern ihnen 

die Behinderung bekannt ist. Wir schaffen zudem ein Bundeskompetenzzentrum für 

Gebärdensprache und Leichte Sprache. Und wir setzen feste Fristen für die Barriere-

freiheit bei Bestandsbauten des Bundes. Der Bund steht also auch selber in der Pflicht.  

Lassen Sie mich an dieser Stelle betonen: Wir haben in den vergangenen Jahren 

durchaus Fortschritte erreicht. Wir sehen auch, dass das Barrierefreiheitsstärkungs-

gesetz erste Wirkung zeigt. Es bezieht sich auf digitale Produkte und Dienstleistungen, 

von Tablets über Ticketautomaten bis hin zum Onlinebanking. Trotzdem ist klar: Bar-

rieren lassen sich nicht allein durch Gesetze und Vorschriften abbauen. Wir brauchen 

vielmehr ein Umdenken und Mitdenken auf allen Ebenen. Nur dann kann Inklusion 

Wirklichkeit werden. 

Ein Beispiel, das mir als Arbeitsministerin ständig begegnet: Immer mehr Unterneh-

men klagen darüber, dass sie kein Personal finden. Gleichzeitig sind rund 190.000 

schwerbehinderte Menschen in unserem Land arbeitslos. Das liegt ganz bestimmt 

nicht daran, dass es in der jeweiligen Region keine passenden Jobs gibt, und sicher 

auch nicht daran, dass Menschen mit Behinderungen schlechter qualifiziert sind. Seien 

wir ehrlich: Es gibt immer noch handfeste Vorurteile und Barrieren in den Köpfen. Auch 

da müssen wir ran. Auch Arbeitgeber können sich mittlerweile überall durch einheitli-

che Ansprechstellen beraten lassen. 
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Ich möchte die Unternehmen ausdrücklich ermutigen: Sehen Sie Inklusion nicht als 

Anforderung, sondern als Chance – als Chance auf neue Kundinnen und Kunden, weil 

Angebote und Dienstleistungen nun für alle Menschen zugänglich sind, und gleichzei-

tig als Chance auf neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch eine barrierefreie Ar-

beitsumgebung.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns heute gemeinsam ein starkes Zeichen 

setzen für soziale Stärke, gelebte Teilhabe und wirtschaftliche Vernunft. 

Vielen Dank. 

*  *  *  *  * 
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